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1. Umsatzsteuer auf private Nutzung von
Elektrofahrzeugen und Elektrofahrrädern
usw.

Wird ein betriebliches Fahrzeug auch für private Zwe-
ckegenutztoderwirdeinFirmenwageneinemMitarbei-
ter auch für private Zwecke zur Verfügung gestellt, so
muss die unternehmensfremde (private) Nutzung des
FahrzeugsumsatzsteuerlichalsunentgeltlicheWertab-
gabe erfasst werden. Dies ist ein Korrektiv dafür, dass
der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung und den lau-
fendenKosten, wie Treibstoff undWartung, vollständig
geltend gemacht werden kann.

Bei der Ermittlung der umsatzsteuerlichen Bemes-
sungsgrundlage für diese unentgeltliche Wertabgabe
kann – neben anderen Methoden zur Wertermittlung –
von den für ertragsteuerliche Zwecke nach der sog.
1 %-Regelung ermittelten Beträgen ausgegangen
werden. Für Zwecke der Einkommensteuer wird bei
Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen bei einer An-
schaffung nach dem 31.12.2018 unter bestimmten
Voraussetzungen der Bruttolistenpreis gemindert, ins-
besondere nur zur Hälfte oder nur zu einem Viertel
angesetzt. Es handelt sich hierbei um eine ertrags-
teuerliche Regelung zur Steigerung der Elektromobili-
tät und zur Reduktion des CO2-Ausstoßes.

Das BMF stellt nun mit Schreiben v. 7.2.2022
(Az. III C 2 – S 7300/19/10004 :001) klar, dass auf
Grund des grds. vollen Vorsteuerabzugs aus der An-
schaffung eines Elektro- oder Hybridelektrofahrzeu-
ges eine Übernahme der ertragsteuerlichen Regelun-
gen über die zulässige Pauschalierung nach der sog.
1 %-Regelung hinaus aus umsatzsteuerlicher Sicht
zu einer Begünstigung des Unternehmers führen
würde, die den tatsächlichen Verhältnissen nicht ent-
spricht. Sie ist daher nicht zu übernehmen.

Bei privater Nutzung eigenbetrieblicher Pkw durch den
Unternehmer selbst ist noch ein Abschlag von 20 % für
nicht vorsteuerbelastete Aufwendungenwie z.B. Versi-
cherung undSteuern vorzunehmen. Die umsatzsteuer-
liche Bemessungsgrundlage der unentgeltlichenWert-
abgabe beträgt somit 80 %desWerts der 1 %-Metho-

de. Bei der Gestellung an Arbeitnehmer erfolgt dieser
Abschlagnicht, hier ist ausdemermitteltenBetragnach
1 %-Methode (Bruttowert) aberdieUmsatzsteuernoch
herauszurechnen.

Hinweis:
Die Ermittlung muss in der Praxis fahrzeugbezogen unter
Berücksichtigung der individuellen Verhältnisse und des je-
weiligen Fahrzeugtyps (Verbrennungsmotor, Hybridfahr-
zeug, reines Elektrofahrzeug) und unterschieden nach
Lohnsteuer und Umsatzsteuer erfolgen.

Ferner weist die FinVerw darauf hin, dass auch die
unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem
Unternehmen vollständig zugeordneten Fahrrads als
unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzbesteuerung
zu unterwerfen ist. Der Unternehmer kann die Be-
messungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung der
unternehmensfremden Nutzung aus Vereinfachungs-
gründen hilfsweise nach der sog. 1 %-Regelung für
Kraftfahrzeuge berechnen. Gleiches gilt bei der un-
entgeltlichen Überlassung eines Fahrrads an das
Personal. Der Begriff Fahrrad umfasst dabei auch
Elektrofahrräder, die verkehrsrechtlich als Fahrrad
(keine Kennzeichen-, Versicherungs- oder Führer-
scheinpflicht) einzuordnen sind. Auch insoweit kön-
nen also die abweichenden ertragsteuerlichen
Grundsätze (vollständige Lohnsteuerfreiheit bzw.
Verzicht auf eine Sachentnahme) bei der Umsatz-
steuer nicht genutzt werden.

2. Umsatzsteuerliches One-Stop-Shop-Ver-
fahren auch für an Privatkunden im EU-
Ausland leistende Handwerker relevant

Am1.7.2021 traten imBereich der Umsatzsteuer neue
Bestimmungen in Kraft, welche unter anderem für On-
line-Shop-Betreiber, dieWaren an Endkunden inmeh-
reren verschiedenen Mitgliedstaaten liefern, deutliche
Vereinfachungen brachten. Dieses sog. One-Stop-
Shop-Verfahren (OSS) ist aber auch für an Privatkun-
den im EU-Ausland leistende Handwerker relevant.

Erbringt ein Handwerker an Privatkunden im EU-Aus-
land Leistungen, so unterliegen diese im jeweiligen
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EU-Ausland der Umsatzsteuer. Im Grundsatz muss
sich der Handwerker dann in diesen EU-Ländern um-
satzsteuerlich registrieren und dort die umsatz-
steuerlichen Pflichten erfüllen. Dies ist vergleichswei-
se aufwendig. Wahlweise kann nun auch das sog.
One-Stop-Shop (OSS) genutzt werden. Die anfallen-
den ausländischen Umsatzsteuern können beim
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) über den zent-
ralen OSS angemeldet und abgeführt werden. Das
Bundeszentralamt für Steuern wird die gemeldeten
Umsätze und auch die vereinnahmte Umsatzsteuer
im Anschluss an die jeweiligen EU-Staaten verteilen.

Beispiel:
Dachdecker D aus Aachen hat auch Privatkunden im be-
nachbarten Belgien und in den Niederlanden, bei denen er
Dächer neu eindeckt und repariert. Erbringt er Handwer-
kerleistungen an diese Privatkunden in Belgien bzw. den
Niederlanden, so schuldet er die darauf anfallende Um-
satzsteuer in Belgien bzw. den Niederlanden. Dabei ist
der Umsatzsteuersatz dieser Länder anzuwenden. D muss
sich in beiden Ländern für umsatzsteuerliche Zwecke
registrieren und dort die jeweiligen umsatzsteuerlichen
Pflichten erfüllen.

Alternativ kann D diese Umsatzsteuer nun auch zentral
über das Bundeszentralamt für Steuern anmelden und an
dieses entrichten.

Für das One-Stop-Shop gelten folgende wesentliche
Regelungen:

– Dieses Verfahren ist nicht verpflichtend, sondern die
Umsatzsteuerkannauchwiebislangüberdas jewei-
lige EU-Land angemeldet und abgeführt werden.
Das One-Stop-Shop über das Bundeszentralamt
für Steuern ist aber imGrundeeinfacher undkosten-
günstiger. Die Teilnahme am One-Stop-Shop gilt
einheitlich für alle Mitgliedstaaten der EU.

– Die Teilnahme an dieser Sonderregelung muss
beim Bundeszentralamt für Steuern beantragt
werden. Mit diesem Antrag gilt die Teilnahme
dann ab Beginn des folgenden Quartals. Wenn
die Teilnahme also im April 2022 beantragt wird,
gilt dies für Leistungen ab 1.7.2022. Die Leistun-
gen bis Juni 2022 müssten noch über das klassi-
sche Verfahren erfolgen.

– Im ersten Schritt muss eine Registrierung auf dem
Portal des Bundeszentralamts für Steuern
(BZStOnline-Portal) erfolgen.

– Für die Sonderregelung registrierte Unternehmer
können im BZStOnline-Portal ihre Registrierungs-
daten ändern, ihre Steuererklärungen übermitteln
sowie sich vom Verfahren abmelden.

– Alle Formulare im Verfahren One-Stop-Shop sind
auf Grund gesetzlicher Vorgaben an das Bundes-
zentralamt für Steuern auf elektronischem Weg zu
übermitteln. Die Steuererklärungen in diesem Ver-
fahren sind jeweils für dasKalendervierteljahr abzu-
geben. Die Steuererklärung ist bis zum Ende des
Monats, der auf den Ablauf des Besteuerungszeit-
raums (Kalendervierteljahr) folgt, elektronisch dem
Bundeszentralamt für Steuern zu übermitteln. Die
Steuererklärung ist somit zu übermitteln für das
I. Kalendervierteljahr bis zum 30.4., das II. Kalen-
dervierteljahr bis zum 31.7., usw. Auch wenn keine

Umsätze im betreffenden Kalendervierteljahr aus-
geführt wurden, ist eine Steuererklärung (sog. Null-
meldung) zu den angegebenen Terminen abzuge-
ben.

– Die im Verfahren One-Stop-Shop erklärten
Steuerbeträge müssen so rechtzeitig überwiesen
werden, dass die Zahlung bis zum Ende des Mo-
nats, der auf den Ablauf des Besteuerungszeit-
raums (Kalendervierteljahr) folgt, bei der zuständi-
gen Bundeskasse eingegangen ist.

Hinweis:
Zu beachten ist, dass über dieses Verfahren keine Vor-
steuern aus dem EU-Ausland geltend gemacht werden
können. Der Unternehmer kann Vorsteuern, die ihm für
Vorleistungen in EU-Mitgliedstaaten in Rechnung gestellt
werden, in denen er ausschließlich unter die Sonderrege-
lung fallende Umsätze erbracht hat, vielmehr nur im Vor-
steuer-Vergütungsverfahren geltend machen. Vorausset-
zung ist, dass die Vorsteuerbeträge in Zusammenhang
mit diesen Umsätzen stehen. Die Vorsteuervergütung ist
in dem Mitgliedstaat geltend zu machen, in dem die Vor-
steuerbeträge angefallen sind.

3. Veräußerungsgewinne aus Krypto-
währungen steuerpflichtig

Das Finanzgericht Köln hat nun mit Urteil v.
25.11.2021 (Az. 14 K 1178/20) entschieden, dass Ge-
winne aus der Veräußerung von Kryptowährungen im
Rahmen eines privaten Veräußerungsgeschäfts ein-
kommensteuerpflichtig sind.

Im Urteilsfall verfügte der Stpfl. zu Beginn des Jahres
2017 über zuvor erworbene Bitcoins. Diese tauschte
er im Januar 2017 zunächst in Ethereum-Einheiten
und die Ethereum-Einheiten im Juni 2017 in Mone-
ro-Einheiten. Ende des Jahres 2017 tauschte er seine
Monero-Einheiten teilweise wieder in Bitcoins und
veräußerte diese noch im gleichen Jahr. Für die Ab-
wicklung der Geschäfte hatte der Stpfl. über digitale
Handelsplattformen entweder Kaufverträge mit An-
bietern bestimmter Kryptowerte zu aktuellen Kursen
oder Tauschverträge, bei denen er eigene Krypto-
werte als Gegenleistung eingesetzt hat, geschlossen.
Eine selbständige Begründung von Kryptowerten,
das sog. „Mining“, erfolgte weder durch den Stpfl.
allein noch unter seiner Beteiligung.

Der Stpfl. erklärte den aus der Veräußerung erzielten
Gewinnvonrund3,4Mio.€ inseinerEinkommensteuer-
erklärung 2017 als Einkünfte aus privaten Veräuße-
rungsgeschäftenunddasFinanzamtsetztedieEinkom-
mensteuer erklärungsgemäß fest. Der Stpfl. legte da-
raufhin Einspruch ein. Zur Begründung führte er im
Wesentlichen aus, dass bei der Besteuerung von Ver-
äußerungsgewinnenausKryptowährungeneinstruktu-
relles Vollzugsdefizit bestehe und ein Verstoß gegen
den Bestimmtheitsgrundsatz vorliege. Daher dürften
dieseGewinnenicht besteuertwerden. ImÜbrigen feh-
le es bei Kryptowährungenander erforderlichenVeräu-
ßerung eines „Wirtschaftsguts“.

Das Finanzgericht Köln folgte der Argumentation des
Stpfl. nicht, sondern bestätigte die steuerliche Erfas-
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sung. Ein strukturelles Vollzugsdefizit liege nicht vor.
Dieses werde insbesondere nicht durch die anonyme
Veräußerung begründet. Auch weist das Gericht da-
rauf hin, dass durchaus gewisse Kontrollmöglichkei-
ten hinsichtlich der steuerlichen Erfassung solcher
Geschäfte für die Finanzbehörden bestehen. Mithilfe
von Handelsplattformen, Suchmaschinen und sozia-
len Netzwerken können z.B. bestimmte Identifizie-
rungen vorgenommen werden, so dass keine totale
Anonymität besteht.

Im Übrigen liegen die Voraussetzungen eines priva-
ten Veräußerungsgeschäfts vor. Bei den Kryptowäh-
rungen handelt es sich um „andere Wirtschaftsgüter“
im Sinne der gesetzlichen Regelung. Kryptowerte
vermitteln im Rechtsverkehr konkrete Möglichkeiten
und Vorteile. Wenn für die Erlangung einer Gewinn-
chance Zahlungen geleistet werden, treten Gewinn-
aussichten als Wirtschaftsgut in Erscheinung.

Hinweis:
Gegen die Entscheidung des Finanzgerichts ist nun unter
dem Az. IX R 3/22 die Revision vor dem BFH anhängig. In
vergleichbaren Fällen dürfte es regelmäßig anzuraten sein,
erzielte Gewinne in der Steuererklärung zu deklarieren und
gegen den Einkommensteuerbescheid mit Verweis auf das
anhängige Verfahren Einspruch einzulegen.

4. Landingpage von Bund und Ländern zur
Grundsteuerreform

Die Finanzverwaltungen der Länder und des Bundes
habendieLandingpage„grundsteuerreform.de“einge-
richtet. Auf dieser Internetseite sind Informationen für
alle Bundesländer gebündelt verfügbar. Insbesondere
kannvondieserzentralenSeiteaufdieEinzelinformatio-
nen der Bundesländer verzweigt werden.

Handlungsempfehlung:
Die Abgabe der notwendigen Erklärungen zur Feststellung
der Grundsteuerwerte – hierfür ist der Zeitraum vom
1.7.2022 bis 31.10.2022 vorgesehen – wird für alle Beteilig-
ten eine große Herausforderung. Bereits frühzeitig sollte
die Erklärungsabgabe vorbereitet werden. Dabei ist viel-
fach ratsam, steuerlichen Rat einzuholen.

5. Entlastungsbetrag für Alleinerziehende für
einzeln veranlagte Ehegatten im
Trennungsjahr

Der BFH hat mit Urteil v. 28.10.2021 (Az. III R 17/20)
klargestellt, dass Stpfl., die als Ehegatten einzeln zur
Einkommensteuer veranlagt werden, den Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende im Jahr der Tren-
nung zeitanteilig in Anspruch nehmen können, sofern
sie die übrigen Voraussetzungen erfüllten, insbeson-
dere nicht in einer Haushaltsgemeinschaft mit einer
anderen volljährigen Person leben, für die kein Kin-
derfreibetrag gewährt wird. Streitig war, ob der Ent-
lastungsbetrag für Alleinerziehende bereits im Tren-
nungsjahr der Ehegatten zu berücksichtigen ist,
wenn die Ehegatten einzeln zur Einkommensteuer
veranlagt werden.

Der Stpfl. ist Vater zweier Kinder, die im Streitjahr
2017 minderjährig waren. Die damalige Ehefrau des
Stpfl. und Mutter der Kinder zog im April 2017 aus
dem gemeinsamen Haushalt aus, der Stpfl. lebte da-
nach allein mit seinen beiden Kindern. Der Stpfl. be-
antragte in seiner Einkommensteuererklärung für
2017 die zeitanteilige Berücksichtigung des Entlas-
tungsbetrags für Alleinerziehende. Er wurde einzeln
veranlagt. Den Anspruch bestätigte nun auch der
BFH und verwarf damit die Ansicht der FinVerw.

Handlungsempfehlung:
Betroffene Stpfl. sollten ggf. prüfen, ob verfahrensrechtlich
noch ein Entlastungsbetrag geltend gemacht werden kann.

Nach der Parallelentscheidung des BFH ebenfalls
vom 28.10.2021 (Az. III R 57/20) gilt dies entspre-
chend auch für das Jahr der Eheschließung. Im Ur-
teilsfall waren die Stpfl. seit Dezember 2015 mitei-
nander verheiratet. Sie lebten seit diesem Tag zu-
sammen. Der Stpfl. ist Vater eines im Streitjahr
2015 22-jährigen, studierenden Sohnes, mit dem er
bis zur Eheschließung allein lebte. Die Stpfl. ist Mut-
ter einer im Streitjahr 20-jährigen, gleichfalls studier-
enden Tochter und lebte mit dieser bis zur Heirat al-
lein in einem eigenen Haushalt. Das Gericht bestä-
tigt, dass den Stpfl. im Streitjahr für den Sohn des
Stpfl. und die Tochter der Stpfl. jeweils der Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende zusteht und zwar
im Streitfall für 2015 jeweils der ungekürzte Betrag,
da die Voraussetzungen hierfür in jedem Kalender-
monat (im Dezember zeitweise) vorgelegen haben.

6. Übertragung von Immobilien unter Nieß-
brauchsvorbehalt

Vielfach bietet es sich an, fremdvermietete Immobilien
aus dem Vermögen der Eltern frühzeitig auf deren Kin-
der zu übertragen. Dabei wird dann regelmäßig zu
GunstenderElterneinVorbehaltsnießbrauchsrechtbe-
stellt. Dies hat vor allem folgende Gründe:

– Damit behalten die Eltern die Einkommensquelle
und damit einen Baustein der Altersversorgung.

– Schenkungsteuerlich wird die Übertragung gegen
Nießbrauchsvorbehalt sehr vorteilhaft behandelt,
da derWert desNießbrauchsmindernd berücksich-
tigtwird. Auchkönnendurchdie frühzeitigeÜbertra-
gung die Freibeträge bei der Übertragung auf die
Kinder genutzt werden, was alle zehn Jahre erneut
erfolgenkann.AuchfallenzukünftigeWertsteigerun-
gen unmittelbar bei den Kindern an und unterliegen
damit nicht mehr der Erbschaft-/Schenkungsteuer.

Bei der Einkommensteuer führt die Übertragung der
Immobilie unter Nießbrauchsvorbehalt grundsätzlich
nicht zu einer Änderung der Besteuerungszuord-
nung. Entsprechend der wirtschaftlichen Wirkung
sind die Mieteinnahmen und entsprechend auch die
Werbungskosten weiterhin den Eltern zuzuordnen.

Besonderheiten sind nun zu beachten, wenn auf Sei-
ten der Seniorgeneration Ehegatten vorzufinden sind.
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Die Eltern haben in der Regel den Wunsch, die Mie-
terträge so lange zu vereinnahmen, bis der Letzte
von ihnen verstirbt. Auch wenn nur ein Elternteil/Ehe-
gatte Eigentümer des Grundstücks ist, soll auch der
andere Ehegatte nach seinem Tod durch Zufluss der
Mieteinnahmen abgesichert werden. Insoweit ist nun
aus steuerlicher Sicht Vorsicht geboten, weil ein nur
einem Ehegatten gehörendes Mietobjekt unge-
wünschte Folgen auslösen kann, wenn der Vorbehalt
des Nießbrauchs zu Gunsten beider Eheleute über-
tragen wird.

Zivilrechtlich kann das Nutzungsrecht des Nichtei-
gentümer-Ehegatten auf unterschiedliche Weise
ausgestaltet werden:

– Entweder der Nichteigentümer-Ehegatte tritt erst
aufschiebend bedingt auf den Tod des Eigentü-
mer-Ehegatten in die Rechtsstellung des Verstor-
benen ein oder

– es wird von Anfang an ein Gesamtnießbrauch vor-
behalten.

Schenkungsteuerlich sind die beiden vorgenannten
Varianten unterschiedlich zu behandeln:

– Beim Gesamtnießbrauch wird der Kapitalwert des
Nießbrauchs mit dem höheren Vervielfältiger der
beiden Ehegatten berechnet. Im Ergebnis ist also
die Lebenserwartung des statistisch länger leben-
den Ehegatten maßgebend. Die Vereinbarung
eines Gesamtnießbrauchs bei vorherigem Alleinei-
gentum eines Ehegatten kann anteilig eine (ggf.
steuerpflichtige) Schenkung an den anderen Ehe-
gatten auslösen, wobei insoweit vielfach die ho-
hen persönlichen Freibeträge eine Steuerbelas-
tung verhindern.

– Vereinbaren die Ehegatten, dass der Nießbrauch
aufschiebend bedingt auf den Tod des Eigentü-
mer-Ehegatten eintritt, bestimmt sich die Bewer-
tung des Nießbrauchs zunächst nach dem
Lebensalter des Eigentümer-Ehegatten. Im Zeit-
punkt des Todes des ersten Nießbrauchsbe-
rechtigten ist dann zwingend ein Antrag auf
rückwirkende Änderung der festgesetzten Schen-
kungsteuer aus der ursprünglichen Übertragung
zu stellen, damit der Nießbrauch des zweiten Ehe-
gatten (mindernd) berücksichtigt werden kann.

Handlungsempfehlung:
Welche zivilrechtliche Gestaltung vorzuziehen ist, kann nur
für den Einzelfall ermittelt werden. Insoweit ist dringend an-
zuraten, rechtlichen und steuerlichen Rat einzuholen, um
sowohl eine wirtschaftlich sinnvolle und zivilrechtlich sau-
bere als auch steuerlich optimale Lösung zu finden.

7. Einkommensteuerliche Berücksichtigung
von Zahlungen zur Wiederauffüllung einer
Rentenanwartschaft

Der BFH hatte über einen nicht selten vorkommen-
den Fall zu entscheiden: Im Urteilsfall erzielte der
Stpfl. u.a. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
als angestellter Rechtsanwalt. Von seinen beim Ver-

sorgungswerk der Rechtsanwälte in Baden-Würt-
temberg erworbenen Rentenanwartschaften über-
trug das Familiengericht im Rahmen der Scheidung
von seiner Ehefrau im Streitjahr 2014 im Wege der
internen Teilung zu Gunsten der Ehefrau ein Anrecht
nach Maßgabe der Satzung des Versorgungswerks.

Der Stpfl. nahm die ihm gemäß der Satzung des Ver-
sorgungswerks eingeräumte Möglichkeit wahr, seine
durch den Versorgungsausgleich gekürzte Renten-
anwartschaft durch eine ebenfalls in 2014 geleistete
zusätzliche Zahlung i.H.v. 75 725,54 € um die Hälfte
wieder aufzufüllen. Diesen Betrag machte er in seiner
Einkommensteuererklärung für das Streitjahr als
Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbst-
ändiger Arbeit geltend, während das Finanzamt ihn
als Beitrag zur Altersvorsorge (Sonderausgaben)
wertete. Da der gesetzliche Höchstbetrag bereits in
erheblichem Umfang durch laufende Altersvorsorge-
aufwendungen in Anspruch genommen wurde, be-
rücksichtigte das Finanzamt den Auffüllungsbetrag
lediglich im Umfang von 5 074 € bei den Sonderaus-
gaben. Hiergegen wandte sich der Stpfl. und machte
insbesondere geltend, dass dem Beitragsbegriff bei
den Sonderausgaben nur Leistungen zur Erlangung
des Versicherungsschutzes unterfielen. Hierzu zähle
die Wiederauffüllungszahlung nicht. Mit ihr werde le-
diglich die Kürzung einer bereits erlangten Anwart-
schaft vermieden.

Der BFH bestätigte nun mit Entscheidung vom
19.8.2021 (Az. X R 4/19) die Auffassung des Finanz-
amts. Es handele sich zwar bei den Zahlungen ihrer
Rechtsnatur nach um vorweggenommene Wer-
bungskosten, diese fallen aber unter die Regelung
zum Abzug von Beiträgen zur Altersvorsorge als
Sonderausgaben, welche insoweit vorrangig ist. Da-
her greift auch die betragsmäßig beschränkte steuer-
liche Abzugsfähigkeit. Dies betrifft alle Leistungen
auf eine Altersvorsorge zur Erlangung des Versiche-
rungsschutzes bzw. alle auf Grund von Gesetz oder
Vertrag vom Stpfl. erbrachten Geldleistungen zu den
begünstigten Versicherungen und dabei sowohl lau-
fende Beiträge als auch Einmalbeiträge.

Handlungsempfehlung:
Im Ergebnis können damit Beiträge, die der Ausgleichsver-
pflichtete in die gesetzlicheRentenversicherung einzahlt, um
eine Minderung seiner eigenen Rentenansprüche durch das
Rentensplitting zu vermeiden, lediglich im Rahmen der ge-
setzlichen Höchstbeträge als Sonderausgaben abgezogen
werden, was im Regelfall nur eine begrenzte Berücksichti-
gung erlaubt. Ggf. kann eine Verteilung der Zahlungen auf
mehrere Jahre vorgenommen werden.

Hinweis:
Die lediglich begrenzte steuerliche Abzugsfähigkeit kann
zu einer grundsätzlich unzulässigen doppelten Besteue-
rung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen
führen. Diese kann nach der Rechtsprechung aber nicht
bereits in der Beitrags- bzw. Ansparphase gerügt werden,
sondern erst in den Veranlagungszeiträumen, in denen die
Altersbezüge der Besteuerung unterworfen werden. Inso-
fern müssen die geleisteten Beiträge und die steuerliche
Berücksichtigung sorgfältig dokumentiert werden, um spä-
ter in der Rentenphase ggf. eine unzulässige Doppelbe-
steuerung geltend zu machen.
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